
Vergleich der Kernforderungen des Deutschen Naturschutzrings (DNR) zur  
Bundestagswahl 2021 mit dem Wahlprogramm der SPD

Wahlforderungen DNR Wahlprogramm SPD

Klima Klima

Klimaziel Klimaziel

Eine deutliche Anhebung des deutschen Klimaziels auf mindestens minus  
70 Prozent bis 2030 und der Sektorziele des Klimaschutzgesetzes.

„Darum haben wir uns zum Ziel gesetzt, in Deutschland bis spätestens 2045 komplett 
klimaneutral zu sein. Mit dem Klimaschutzgesetz haben wir dafür gesorgt, dass das Klima-
abkommen konkret wird: Es bietet einen wirkungsvollen Kontrollmechanismus zur Errei-
chung der Klimaziele. Dementsprechend werden wir im Einklang mit den europäischen 
Klimazielen unser Minderungsziel für 2030 deutlich (auf 65 %) anheben; auch für 2040 
werden wir ein Minderungsziel festschreiben (88 %).“

CO2-Preis CO2-Preis

Eine verursachergerechtere und deutliche Anhebung der CO2-Bepreisung in den Bereichen 
Gebäude und Verkehr mit einem kontinuierlichen Preisanstiegspfad bei gleichzeitig ver-
besserter Entlastung von Menschen mit geringem Einkommen.

„Auch der Gebäudesektor muss schrittweise CO2-neutral werden. Mit dem CO2-Preis wol-
len wir vor allem Investitionen lenken und Vermieter*innen zur Modernisierung motivieren. 
[…] Wir werden gesetzliche Regelungen schaffen, dass der CO2-Preis von den Vermieter*in-
nen getragen wird.“ 

„Um den Einsatz erneuerbarer Energien im Verkehr und der Gebäudewärme zu unterstüt-
zen („Sektorenkopplung“), werden wir die EEG-Umlage in der bestehenden Form bis 2025 
abschaffen und aus dem Bundeshaushalt finanzieren. Dazu dienen auch die Einnahmen 
aus der CO2-Bepreisung. Diese Maßnahme leistet auch einen Beitrag zur sozial gerech-
ten Finanzierung der Energiewende, weil dadurch die Stromrechnung deutlich sinkt. Wir 
werden dafür sorgen, dass Bürger*innen mit niedrigen Einkommen nicht ins Hintertreffen 
geraten. Mit dem Ansteigen des CO2-Preises werden wir für weitere sozial gerechte Aus-
gleichsmaßnahmen sorgen. Einen Pro-Kopf-Bonus werden wir prüfen.“

Energie Energie

Kohle Kohle

Konsequente Maßnahmen für einen Kohleausstieg bis 2030 ohne weitere Zahlungen an 
Kohlebetreiber.

„Auch der Kohleausstieg ist beschlossene Sache. Dabei gilt, je schneller der Ausbau der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien erfolgt und je schneller die nötigen Stromlei-



tungen und Verteilnetze gebaut werden, desto eher kann auf fossile Energieträger verzich-
tet werden.“

Einen sofortigen Stopp der Ausbaupläne des Tagebaus Garzweiler II für den Klimaschutz 
und den Erhalt der weiterhin bedrohten Dörfer. Dafür ist auch die Streichung der „energie-
wirtschaftlichen Notwendigkeit“ aus dem Kohleausstiegsgesetz notwendig.

Erneuerbare Erneuerbare

Bis 2035 muss der Strombedarf vollständig von erneuerbaren Energien gedeckt sein. Bis 
2030 erfordert dies einen jährlichen Ausbau der Erneuerbaren von mindestens  
10 GW Photovoltaik und 7GW Windenergie an Land.

„Um in Deutschland bis spätestens 2045 treibhausgasneutral leben, arbeiten und wirt-
schaften zu können, werden wir dafür sorgen, dass wir unseren Strom spätestens bis zum 
Jahr 2040 vollständig aus erneuerbaren Energien beziehen.“

Eine verbindliche Bund-Länder-Koordination mit klaren Flächenzuweisungen für den natur-
verträglichen Ausbau der Windenergie an Land, zum Beispiel mit einem Wind-an-Land- 
Gesetz.

„In einem Zukunftspakt zwischen Bund, Ländern, Kommunen und kommunalen Spitzen-
verbänden vereinbaren wir verbindliche Ausbauziele für erneuerbare Energien wie Sonne, 
Wind und Geothermie.“

Energieeffizienz Energieeffizienz

Die Anhebung und gesetzliche Verankerung des Energiesparziels auf mindestens  
40 Prozent bis 2030, sowie verbindliche, sektorspezifische Primär- und Endenergiespar- 
ziele.

„Mit dem Umstieg auf erneuerbare Energien müssen wir Energie zugleich effizienter  
nutzen. Wir werden die Energieeffizienzziele und -standards weiterentwickeln.“

Erdgas Erdgas

Konsequente Schritte zu einem Ausstieg aus der Nutzung von Erdöl und Erdgas, d. h. klare 
Beschlüsse gegen neue Gasinfrastrukturen und die Abschaffung jeglicher Förderung, die 
einen fossilen Lockin verursachen. Es braucht einen Fahrplan zum Ausstieg aus Erdgas 
bis spätestens 2040.

Wasserstoff Wasserstoff

Den Ausschluss von Wasserstoff als lebenserhaltende Maßnahme für Verbrenner-Pkw und 
Gas-Heizungen im Gebäudebereich.

„Wir werden Deutschland bis 2030 zum Leitmarkt für Wasserstofftechnologien machen – 
für die klimaneutrale Erzeugung von Stahl, für CO2-arme PKWs, LKWs und den Schiffs- und 
Flugverkehr.“

Mobilität Mobilität
Pkw Pkw

Ein festes Datum für das Ende der Neuzulassung von Verbrennungsmotoren bei Pkw. 
Unser Vorschlag ist ein Ende vor 2030.



Ein Moratorium für den Neu- und Ausbau von Autobahnen und Bundesstraßen.

Die Unterstützung der Umsetzung ambitionierter CO2-Grenzwerte für Pkw und Nutzfahr-
zeuge in der Europäischen Union.

Einen grundlegenden Umbau des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) zu einem inte- 
grierten Mobilitätsplan auf Basis eines Bundesmobilitätsgesetzes.

„Wir werden einen Mobilitätsplan 2030 auf den Weg bringen, der den öffentlichen Perso-
nennahverkehr und den Schienenverkehr auf ein neues Niveau bringt.“

Schiene, ÖPNV & Radverkehr Schiene, ÖPNV & Radverkehr

Die Mittel werden stattdessen dringend benötigt, um in Stadt und Land die Schieneninfra-
struktur, den ÖPNV in Gänze und den Radverkehr zu fördern.

„Der Bund wird durch Austauschprogramme seinen Beitrag leisten, damit alle neuen Busse 
und Bahnen bis 2030 in den Kommunen klimaneutral fahren und die vorhandenen Flotten 
modernisiert sind. Förderprogramme und ein geändertes Straßenverkehrsrecht sollen 
Kommunen dabei unterstützen, in Städten mehr Fläche für öffentlichen Verkehr, Fuß- 
gänger*innen und Radfahrer*innen zu schaffen.“

„Der Schienenverkehr ist ein Schwerpunkt unserer verkehrspolitischen Agenda. Bahnfah-
ren soll innereuropäisch günstiger und attraktiver als Fliegen sein. Wir wollen rasch einen 
Deutschlandtakt umsetzen und einen Europatakt aufbauen. Hierfür werden wir investieren: 
in den Aus- und Neubau des Schienennetzes, in den Lärmschutz und den Ausbau und  
die Attraktivitätssteigerung von Bahnhöfen. […] Vor allem werden wir die Attraktivität des 
Nahverkehrs verbessern, durch Investitionen in das Angebot und die Qualität von Zügen 
und Bussen und durch die Reaktivierung alter Bahnstrecken.“

Güterverkehr Güterverkehr

Die konsequente Verlagerung des Güterverkehrs auf Schiene und Schiff. „Den Schienengüterverkehr wollen wir ausbauen und modernisieren. Wir werden in die 
Erneuerung und Digitalisierung von Loks und Waggons investieren. Wir werden die Kosten-
nachteile der Schiene gegenüber der Straße parallel zum Kapazitätsaufbau im Schienengü-
terverkehr verringern. Die Potenziale unserer Wasserstraßen werden wir stärker nutzen, um 
mehr Güterverkehr vom LKW auf die umweltfreundliche Binnenschifffahrt zu verlagern.“

Flugverkehr Flugverkehr

Ein Moratorium für den Ausbau von Flughäfen und die Streichung aller öffentlicher Mittel 
für die meist defizitären Regionalflughäfen.



Gebäude/Wärme Gebäude/Wärme
Klimaneutrale Gebäude Klimaneutrale Gebäude

Die Verabschiedung eines Maßnahmenpakets für einen klimaneutralen öffentlichen 
Gebäudebestand durch ökologische Dämm- und Baustoffe bis 2030 und ein großes För-
derprogramm für Wärmepumpen. Die Nutzung von Biomasse als Brennstoff muss dabei 
eng begrenzt werden.

„Die öffentliche Hand als großer Bauherr von Straßen und Gebäuden wird bis 2030 schritt-
weise immer mehr und ab 2030 ausschließlich klimaneutrale Grundmaterialien für Bauten 
beschaffen.“

Öl- und Gasheizungen Öl- und Gasheizungen

Den sofortigen Förderstopp von Öl- und Gasheizungen, ein Verbot für neue Ölheizungen 
und das Verbot reiner Gasheizungen ab 2025.

Nachhaltige Wirtschaft & Finanzen Nachhaltige Wirtschaft & Finanzen

Öffentliche Beschaffung Öffentliche Beschaffung

Den Umbau des öffentlichen Beschaffungswesens zum Vorreiter bei der Verwendung 
emissionsarmer und ressourcenschonender, bevorzugt regional und ökologisch erzeugter 
Produkte und Rohstoffe.

„Wir werden die öffentliche Beschaffung so ausrichten, dass sie Innovationsimpulse setzt 
und den Zielen des sozial-ökologischen Wandels dient. Hierfür sollten die Vergabekriterien 
stärker auf Innovation, Tarifbindung, Geschlechtergerechtigkeit und klimafreundliche Nach-
haltigkeit ausgerichtet werden.“

Subventionen Subventionen

Die Abschaffung der oft seit Jahrzehnten etablierten klima- und umweltschädlichen Sub-
ventionen.

„Den Umstieg auf klimaschonende Produktionsprozesse werden wir durch direkte Investi-
tionsförderung staatlich unterstützen und die derzeitigen höheren Kosten von klima- 
schonenden Technologien ausgleichen; klima- und umweltschädliche Subventionen  
werden wir abbauen.“

Sustainable Finance Sustainable Finance

Die Stärkung des Sustainable Finance-Standorts Deutschland durch Richt-linienentwick-
lung für nachhaltige Finanzierung in Bezug auf Menschenrechte und Biodiversität.

„Um den Finanzstandort Deutschland zum Motor einer nachhaltigen Transformation der 
Finanz- und Realwirtschaft in Einklang mit den Pariser Klimaschutzzielen zu machen, 
werden wir künftig noch mehr nachhaltige Staatsanleihen auflegen und auf weitere als 
nachhaltig zertifizierte Finanzprodukte hinwirken. Das Ziel ist, private Kapitalflüsse in den 
Auf- und Ausbau nachhaltiger Wirtschaftsstrukturen zu lenken.“

EU-Klimapolitik EU-Klimapolitik

Klimaziel Klimaziel

Eine ambitionierte Positionierung Deutschlands zu den EU-Gesetzgebungsprozessen zur 
Umsetzung und Stärkung des neuen EU-Klimaziels.

„Wir werden Europa bis spätestens 2050 zum ersten nachhaltigen und treibhausgasneu-
tralen Kontinent machen und eine Vorreiterrolle bei der Bekämpfung des Klimawandels 
einnehmen.“



ETS ETS

Eine wirksamere CO2-Bepreisung im europäischen Emissionshandel durch Ausrichtung 
der Menge der Verschmutzungserlaubnisse (Cap) am Pariser Klimaabkommen, ein Ende 
der kostenlosen Zuteilung von Verschmutzungserlaubnissen, die Anhebung des linearen 
Reduktionsfaktors und der Weiterentwicklung der Marktstabilitätsreserve, abgesichert 
durch einen kontinuierlich ansteigenden Mindestpreis von anfangs  
35 Euro pro Tonne CO2.

Energiesteuerrichtlinie Energiesteuerrichtlinie

Eine klimaorientierte Reform der EU-Energiesteuerrichtlinie.

International International
Handelspolitik Handelspolitik

Eine Neuausrichtung der Handelspolitik am 1,5°C-Limit, dem Erhalt der Biodiversität und 
an den Globalen Nachhaltigkeitszielen (SDGs).

„Wir werden die Instrumente der Handels- und Investitionspolitik modernisieren – vor 
allem mit Blick auf Nachhaltigkeit und die Durchsetzung gemeinsamer multilateraler 
Regeln – und uns für eine Stärkung der Welthandelsorganisation (WTO) einsetzen. Hierfür 
werden wir das Regelwerk erweitern, die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen ein-
beziehen sowie die Durchsetzungsmöglichkeiten verbessern.“

„Mit unserer Handelspolitik werden wir die sozial-ökologische Transformation unterstüt-
zen. Dafür soll der Handel mit nachhaltigen Gütern besonders gefördert werden. Handels-
politische Maßnahmen auf einer werteorientierten Basis haben immer die Interessen der 
Partner mit im Blick, insbesondere die der weniger entwickelten Länder. Deshalb werden 
wir auch insbesondere klein-bäuerliche und agrarökologische Landwirtschaft fördern.“

Klimaaußenpolitik Klimaaußenpolitik

Eine finanzielle und personelle Stärkung und strategische Weiterentwicklung der deut-
schen und EU-Klimaaußenpolitik an der für 1,5 Grad erforderlichen globalen Transforma-
tion, insbesondere durch 1,5-Grad-Partnerschaften mit anderen Ländern. Dazu bedarf es 
einer Steigerung der deutschen internationalen Klimafinanzierung auf 10 Milliarden Euro 
jährlich bis 2025.

„Wir müssen die globale Erderwärmung auf weit unter zwei Grad halten und möglichst auf 
1,5 Grad Celsius begrenzen. Dafür werden wir unsere eigenen Klimaschutzverpflichtungen 
gemäß des Pariser Klimaabkommens einlösen und weiter steigern. Darüber hinaus werden 
wir die Länder des Globalen Südens bei der Anpassung an den Klimawandel in ihrer nach-
haltigen Entwicklung unterstützen.“

Exportfinanzierung Exportfinanzierung

Einen Ausstieg aus der Förderung fossiler Energieträger durch Entwicklungsfinanzierung, 
Export- und Investitionsfinanzierung sowie Exportkreditgarantien.



Quellen: 
Deutscher Naturschutzring: 
Die zweitbeste Zeit ist jetzt. Wie die neue Bundesregierung die Klima- & Biodiversitätskrise stoppen muss. Kernforderungen der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen  
zur Bundestagswahl 2021. www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2021-DNR_Kernforderungen_zur_Bundestagswahl.pdf

SPD: 
Aus Respekt vor Deiner Zukunft. Das Zukunftsprogramm der SPD. Wofür wir stehen. Was uns antreibt. Wonach wir streben. 
www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/SPD-Zukunftsprogramm.pdf
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